Burgerschaft der Hansestadt Stralsund
Burgerschaft

Bekanntmachung

Die Sondersitzung der Birgerschaft findet am Mittwoch, den 29.06.2022 statt.
Beginn: 16:00 Uhr
Ort: Hansestadt Stralsund, Rathaus, Léwenscher Saal

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1 Er6ffnung der Sitzung

2 Anderungsantrage zur Tagesordnung

3 Beschlussfassung Uber die Tagesordnung und Eintritt in die
Tagesordnung

4 Behandlung von Vorlagen

4.1 Entscheidung Wahleinspruch
Vorlage: B 0041/2022

5 Verschiedenes
6 Ausschluss der Offentlichkeit, Eintritt in den nichtoffentlichen
Teil

Nichtoffentlicher Teil

7 Behandlung der nichtéffentlichen Angelegenheiten

8 Verschiedenes

Offentlicher Teil

9 Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntmachung
der Ergebnisse aus dem nichtdffentlichen Teil

10 Schluss der Sitzung

gez. Peter Paul
Prasident der Blrgerschaft
der Hansestadt Stralsund



TOP O 4.1

Beschlussvorlage Birgerschaft

W Hansestadt Vorlage Nr.: B 0041/2022

Stra ISU nd sffentlich

Titel: Entscheidung Wahleinspruch

Federfihrung: Amt 10 Amt fiir zentrale Dienste Datum: 13.06.2022
Bearbeiter: Gawoehns, Klaus
Beratungsfolge Termin
Birgerschaft 29.06.2022
Sachverhalt:

Herr Jan Winterhalter hat mit Schreiben vom 21.05.2022 Einspruch gegen die Giiltigkeit der
Oberbirgermeisterwahl vom 08.05.2022 eingelegt, siehe Anlage 1.

Nach § 35 Abs. 1 Satz 1 LKWG M-V kdnnen alle Wahlberechtigten des Wahlgebietes gegen
die Gililtigkeit der Wahl innerhalb von zwei Wochen nach der Bekanntmachung des
Wahlergebnisses, bei einer Stichwahl des endgiiltigen Wahlergebnisses, Einspruch erheben.

Uber Einspriiche gegen die Gultigkeit der Wahl entscheidet gemaR § 36 Abs. 1 LKWG M-V
bei allen Kommunalwahlen die Gemeindevertretung. Die Wahlleitung prift die Zulassigkeit des
Wabhleinspruches (Wahlberechtigung, Frist und Form der Einlegung) und legt der
Gemeindevertretung eine Vorprifung hinsichtlich der dargelegten Einspruchsgrinde zur
Entscheidung Uber den Einspruch vor.

Bei der Priifung des Wahleinspruches ist der Erlass des Innenministeriums vom 04.04.2022
zu beachten. Danach muss jeder Wahleinspruch einen konkreten, unmissverstéandlichen und
hinreichend substantiierten Tatbestand enthalten, aus dem sich schliissig entnehmen lasst,
welche konkreten Sachverhalte bei der Wahl nach Auffassung der Einspruchsfiihrerin oder
des Einspruchsfihrers gegen Wahlrechtsvorschriften verstof3en, und der die Nachprifung
der rechtserheblichen Tatsachen zulasst. Die Behauptung, dass ein Wabhlfehler passieren
konnte, reicht nicht aus; es muss vielmehr dargelegt werden, dass er sich ereignet hat. Mit
dem Einspruch sind also die tatséchlichen Umstande eines (mdglichen) schwerwiegenden
Wahlmangels vorzutragen und dessen (mogliche) Erheblichkeit fir den Ausgang der Wahl
darzulegen; bloRe Andeutungen der Moglichkeit von Wahlfehlern oder nicht belegte
Vermutungen genigen nicht.

Die im Rahmen des Einspruchsschreibens vom 21.05.2022 gestellten Antrage auf
Informationszugang nach dem Informationsfreiheitsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (IFG M-
V) sind nicht Gegenstand der Wahlprifungsentscheidung.

Lésungsvorschlag:
Das Ergebnis der Vorprifung durch die Wahlleitung liegt vor, siehe Anlage 2.



Unregelmafigkeiten, die das Wahlergebnis beeinflusst haben kdnnten, sind im Ergebnis der
Vorprifung nicht festgestellt worden. Insoweit ware der Einspruch gegen die Giltigkeit der
OB-Wahl vom 08.05.2022 zuriickzuweisen.

Alternativen:

Die Burgerschaft kann auf der Basis des Ergebnisses der Vorprifung durch die Wahlleitung
unmittelbar nach § 40 LKWG M-V entscheiden oder zwecks genauerer Priifung zunachst
noch einen Wahlprifungsausschuss bilden. Da nach dem Ergebnis der Vorprifung kein
Bedarf fur eine weitere Prifung gesehen wird, wird die Bildung eines
Wabhlprifungsausschusses nicht empfohlen.

Beschlussvorschlag:

Der Einspruch von Herrn Jan Winterhalter gegen die Giiltigkeit der Oberblirgermeisterwahl
vom 08.05.2022 wird zuriickgewiesen.

Diese Entscheidung ist dem Einspruchsfihrer binnen einer Frist von zwei Wochen schriftlich
mit Begrindung und Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen.

Finanzierung:
Durch die Zuriickweisung des Wahleinspruches entstehen keine Kosten.

Termine/ Zustandigkeiten:
Termin: sofort
Zustandig: Wahlleitung

Vorlage
Anlage 1 Einspruch Winterhalter
Anlage 2 Ergebnis Vorprifung

gez. Heino Tanschus

Senator und 1. Stellvertreter
des Oberburgermeisters
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TOP O 4.1

Kanzlei Winterhalter
Rechtsanwalt Jan Winterhalter
wohnhaft in Stralsund

21.05.22

Hansestadt Stralsund
Der Gemeindewahlleiter
Klaus Gawoehns

Einspruch and Anfrage nach IFG

Sehr geehrter Gemeindewabhlleiter,
hiermit erhebe ich als Wahlberechtigter
Einspruch gegen die Giiltigkeit der OB-Wahl vom 8. Mai 2022 in der Hansestadt Stralsund
gemdB § 35  LKWG M-V. D.
Die Wahl ist aus mehreren Griinden als rechtswidrig anzusehen und daher ungiiltig:

1. Esliegt ein Verstof3 gegen die Neutralitdtspflicht der Verwaltung seitens des OB Badrow vor.
Die Verteilung von , Wahlkampfsternen” sowie das Aufstellen von ,, Wahlkampf-Volksfes-
ten” konnen nicht isoliert betrachtet werden von der Stadt finanzierten Veranstaltungen -
vielmehr liegt ein enger zeitlicher und sachlicher Zusammenhang vor, der eine rechtswidrige
Verwendung stiadtischer Ressourcen zum Nutzen des OB Badrow belegt.

2. Es besteht der dringende Verdacht eines Verstof3es gegen § 2 LKWG M-V, der gleiche Wahlen
fordert. Es wird zum einen vermutet, dass Plakatmedien bei dem Anbieter ,Stroer” nicht zu
den fiir andere Parteien tiblichen Konditionen wie fiir andere Parteien vermietet wurden.
Vielmehr sollen fiir den OB Badrow und seine Plakate Sonderkonditionen gewahrleistet wor-
den sein, die ansonsten nur der Stadt zukommen. Insoweit soll der OB Badrow fiir seine eige-
nen Plakate nur die , Wechselkosten” gezahlt haben. Dartiber hinaus besteht der dringende
Verdacht, dass fiir die , Wahlkampf-Volksfeste” nicht die dafiir notwendigen Sondernut-
zungsgebiihren bezahlt wurden. Sollte sich dies als wahr herausstellen, handelt es sich hier-
bei zudem um einen Verstofsit gegen die Neutralitdtspflicht. Dartiber hinaus kénnte ein sol-
ches Verhalten strafbar sein nach Parteiengesetzt sowie nach Strafgesetzbuch.

3. Es besteht der dringende Verdacht, dass der Wahlkampf mit unzulédssigen Mitteln finanziert
wurde. Vorsichtige Schitzungen zu Finanzierung des Wahlkampfes des OB Badrow gehen
von ca. 1.000.000 - 3.000.000 EUR aus. Dies ist dieselbe Grofsenordnung fiir Parteien wie FDP,



AFD, oder Griine in dem Bundestagswahlkampf 2017 fiir die gesamte Bundesrepublik. Schét-
zungsweise alle Parteien in Mecklenburg-Vorpommern zusammen haben fiir den Landtags-
wahlkampf 2021 nicht mehr Geld ausgegeben. Unklar ist, woher diese ,,Spenden” stammen.
Problematisch ist insbesondere dabei, dass nicht nur vermutet wird, dass Geld entgegen dem
zuldssigen Verfahren PartG gespendet wurden, sondern auch Dienstleistungen in Form von
geldwerten Vermittlungen u.a. fuir den Einkauf der , Wahlkampfsterne” bei Groffkunden
oder fiir das Aufhédngen von Wahlkampfplakaten. Sollte es sich z.B. bewahrheiten, dass ein in
Stralsund anséssiges Konfuzius-Institut oder ein ausldndisches Unternehmen die Wahl-
kampfsterne , vermittelt” hat, so diirfte auch hier ein erheblicher Verstofs gegen die Neutrali-
tatspflicht vorliegen. Dies gilt auch fiir das , kostenlose” Aufhingen von Wahlkampfplakaten
durch Mitarbeitende von Unternehmen. SchliefSlich ist es nahezu ausgeschlossen, dass dieser
,Gefallen” erfolgt wire, wire es nicht ein OB Badrow gewesen, der danach gefragt hétte.

4. Insofern kommt auch eine Strafbarkeit wegen Untreue nach § 266 StGB sowie Bestechlichkeit
nach § 108 e StGB in Betracht. Ebenfalls in Betracht kommt dann dariiber hinaus eine Straf-
barkeit wegen illegaler Spenden aus dem EU-Ausland nach § 31d Parteiengesetz
(PartG) i.V.m. § 25 Abs. 2 PartG. Sollten sich im Zuge staatsanwaltlicher Ermittlungen straf-
bare Handlungen ergeben, so gilt eine Strafbarkeit nicht nur fiir die unmittelbar ausfiihren-
den Personen (sog. Haupttater). Als Gehilfe wird auch bestraft, wer vorsitzlich einem ande-
ren zu dessen vorsétzlich begangener rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat (§ 27 I StGB). Dies
trifft insoweit auf alle Personen zu, die unerlaubte bzw. verdeckte Spenden oder Sonderkon-
ditionen ermdoglicht haben, d.h. auch beteiligte Personen aus Unternehmen oder Verwaltung.
Fiir letztere gilt zudem zu priifen, ob auch disziplinarrechtliche Verfahren eréffnet werden

miissen.

Die hier vorgebrachten Griinde sind einzeln bereits in der Lage, die Rechtsgiiltigkeit der Wahl
anzuzweifeln. In ihrer Gesamtheit untergraben sie grundlegende, rechtstaatliche Prinzipien.

Ich bitte den Wabhlleiter / Wahlausschuss daher, unverziiglich Ermittlungen aufzunehmen, um
die Vorwiirfe zu kldaren. Nur dann kann gewdahrleistet werden, dass die Wahlen ordnungsgemafs
abgelaufen sind. Da es sich bei dem Amt des Oberbiirgermeisters um das hochste Amt mit den
weitreichendsten Befugnissen in der Hansestadt Stralsund handelt, ist es dringend geboten, ma-

ximale Transparenz walten zu lassen.

Insbesondere rege ich folgende Ermittlungen fiir folgende offene Fragen durch den Wahlaus-

schuss / den Wahlleiter an.



Zeitgleich beantrage ich die folgenden Informationen nach dem Informationsfreiheitsgesetz
des Landes Mecklenburg-Vorpommern (IFG M-V):!

1.

Unterstellt man dem OB Badrow einen Wahlkampf in Héhe von etwa 1.000.000 EUR -
3.000.000 EUR getétigt zu haben, wird es Einzelspenden gegeben haben. Wer stellt sicher,
dass diese nicht unrechtmifiig geteilt worden sind (verbotene Teilspenden) und dass
auch alle Sachleistungen entsprechend angegeben wurden?

Wann hatten Angestellte der Stadt Stralsund, insbesondere der OB Badrow sowie dessen
Biiro im Jahr 2020/2021/2022 mit VertreterInnen der Firma Stroer sowie des Konfuzius-
Institutes Kontakt (physische Treffen oder unter Verwendung von Kommunikationsmit-
teln wie Telefon / Email / Schriftverkehr / SMS / Messenger / und dhnlichem), wie
lange, sowie welchen Inhalt hatten diese Gespriche? Insbesondere ist wichtig zu klédren,
ob Verwaltungsangestellte dabei Gespréche gefiihrt haben / daran teilgenommen haben
/ vorbereitet haben, deren Inhalt dem Wahlkampf zugeordnet werden kann.

Wer hatte wann die Idee mit den , Wahlkampf-Volksfesten”, und inwieweit sind hierbei
Absprachen zwischen Verwaltung und Wahlkampfteam des OB Badrow erfolgt. War bei
der Vorbereitung und Durchfithrung der ,, Wahlkampf-Volksfeste” stadtisches Personal
beteiligt, und wenn ja, wer fiir welche Tatigkeiten zu welchem Zeitraum zu welchen Kos-
ten? Konnte gerade bei den , Wahlkampf-Volksfesten”, bei denen sich eine raumlich /
zeitliche Uberschneidung mit stidtischen Veranstaltungen (Erdffnung Hafenan-
lage/Strandbad) ergab, zwischen stddtischer Veranstaltung und Veranstaltung des Wahl-
kdampfers Badrow hinsichtlich eingesetzten Personals und Ressourcen eindeutig getrennt
werden? Wie wurde insoweit sichergestellt, dass es nicht zu einer Verwendung von stad-
tischem Personal / Ressourcen fiir den Wahlkampf von OB Badrow kam?

Die erste Plakatlinie des OB Badrow war entsprechend neutral und keiner Partei oder ei-
nem Kandidaten zuzuordnen. Die Stadt Stralsund ist ebenfalls Auftraggeber von sog. fes-
ten Grofsflachen. Ist auszuschlieflen, dass es keine Nutzung von Sonderkonditionen der
Stadt Stralsund durch den OB-Kandidaten Badrow gab? Wurden Grofiflichen von der
Stadt im Zeitraum 2022 in Auftrag gegeben, die eine eindeutige Verbindung zu OB
Badrow ergaben? Bitte listen sie bitte insoweit alle Plakate auf, die die Stadt in der Zeit
von 01.02.2022 bis 09.05.2022 in Auftrag gegeben hat (Art (Grofiflache / Kleinere Plakate;
Anzahl; Schriftziige sowie Bilder; Kosten inklusive Sonderkonditionen).

Wer hat die Beschaffung von einer Gréfsenordnung von 30.000 Stiick von ,, Wahlkampf-
Sternen” organisiert? Gibt es (wirtschaftliche) Verbindungen des OB Badrow nach China
und evtl. unternehmerische Abhéngigkeiten? Gab es Spenden in Form von Dienstleis-
tungen, etwa fiir , kostenlose” Vermittlungsgebiihren seitens von Unternehmen oder sei-

tens des Konfuzius-Institutes? Insoweit ist dabei stets zu beachten, wer diese Gespréche

1 https:/ /www.datenschutz-mv.de/informationsfreiheit/rechtsgrundlagen/



mit wem gefiihrt hat, wann diese Gespriche erfolgt sind, und in welchem Zusammen-
hang mit Wahlkampfveranstaltungen sie anzusehen sind.

6. Wenn ein Dienstleister bei der Plakatierung hilft und dafiir Mitarbeitenden freistellt, sind
dies Sachleistungen, die angegeben werden miissen. In diesem Fall ist belegbar, dass
mehrere Mitarbeitende der Firma Uhlenhaus tiber Monate hinweg Plakate des OB

Badrow gehangt haben - wurde diese geldwerte Dienstleitung als Spende deklariert?

7. Fiur die Nutzung der Flichen der Hansestadt Stralsund muss man eine sog. Sondernut-
zung beantragen (, Imbifistinde und Ausschankgeschifte, Zucker-, Back- und Eiswaren, Grill-
stinde pro qm / Tag 3,00 €”). Wurde diese Nutzungsentgelte erhoben? Wie verhdlt es sich
mit Einnahmen durch Bratwurstverkauf und Bierverkauf?

8. Ist der Slogan ,Stadt der Sterne” ein geschiitzter Begriff der Stadt Stralsund - wenn ja,
wurden daftir Lizenzgebiihren fiir die Nutzung des OB Badrow fiir seinen Wahlkampf,
etwa auf Plakaten, seitens der Stadt, verlangt? Wenn der Slogan nicht durch die Stadt ge-
schiitzt ist, sondern nur eine private natiirliche oder juristische Person, etwa durch eine
Partei - hat die Stadt Anstrengungen unternommen, den Slogan selbst schiitzen zu las-
sen, bzw. warum hat die Stadt es unterlassen, den Slogan zu schiitzen bzw. von einer pri-
vaten Person schiitzten zu lassen, wenn es doch eindeutig einen starken stadtischen Be-
zug gab? Folgefrage: welches stadtische Personal (Name/ Amt) war bei der Entwicklung
des Slogans beteiligt?

Recherchen zu Folge hat der Wahlkampf der Kandidatin Melanie Rocksien-Riad ca. 100.000 € ge-
kostet. Die Kostenschiatzung des OB Badrow Wahlkampfes liegen bei dem Zehn- bis Dreifsigfa-
chen. Diese Summe ist unverhaltnisméfsig und nicht mit anderen Wahlkampfen vergleichbar. Es
stellt sich die Frage, welche Grofispenden erfolgten, wenn nicht einmal ein Spendenkonto ange-
geben war.

Umso mehr gilt es, die oben aufgeworfenen Fragen zu beantworten. Ich bitte insoweit darum die
oben aufgeworfenen Fragen zu beantworten, ehe es zu einer ersten Sitzung des Wahlausschusses
kommt, um so dem Verfahren des §§ 36 ff. LKWG M-V gerecht zu werden.



Zu den Griinden im Einzelnen:

I. Ausnutzen von stiadtischen Ressourcen

Grundsitzlich problematisch ist, dass der OB Badrow nicht zwischen Amt und Wahlkdmpfer
trennte, insoweit stadtische Ressourcen , missbrauchte”, und damit gegen das Neutralitédtsgebot
verstof3en hat.

Dies gilt zum einen dadurch, dass der an sich stddtische Slogan ,Stadt der Sterne” sowie die sog.
Gigasterne, die eigentlich fiir das Ansehen und Ziele der Stadt genutzt werden sollten (etwa als
Weihnachtssterne in der Corona/Weihnachtszeit (organsiert durch die Stadt) massiv fiir den
Wahlkampf des OB Badrow verwendet wurden. Dies ist umso problematischer, als dass ,Stadt
der Sterne” ein vom Amt fiir Tourismus geschiitzter Begriff ist, fiir den OB Badrow hitte Lizenz-
gebiihren zahlen miissen.

Alleine fiir die Anschaffung der Gigasterne zu Wahlkampfzeiten entstanden Kosten in Hohe von
61.579,50 € brutto. Die Stromkosten belaufen sich fiir den gesamten , Leucht”-Zeitraum laut Biir-
gerschaft von 2021 bis 02.02.2022 auf ca. 4.950,00 €, das Beleuchtungskonzept incl. Wartung und
Pflege fuir den zuvor genannten Zeitraum ca. 50.000,00 EUR brutto. Die Lagerung der Sterne, die
sich im Eigentum der Hansestadt Stralsund befinden, erfolgt beim Amt fiir stadtwirtschaftliche
Dienste in der Bauhofstrafie. Die Kosten fiir die Lagerung miissen insoweit auch mit eingepreist
werden, werden hier doch stdadtische Ressourcen verwendet.

Die Sterne konnen aufgrund deren Verwendung sowie deren Kostentragung nicht von der Stadt
getrennt werden.

Gleichwohl wurden die Gigasterne fiir den Wahlkampf des OB Badrow verwendet, indem sie ge-
zielt in dessen Strategie eingeplant wurden. So warb OB Badrow z.B. mit dem Slogan , Stadt der
Sterne”, und damit mit einem Slogan der Stadt, mit Ressourcen, die die Stadt zur Verfligung ge-
stellt hat. Dartiber hinaus stellte er einen engen zeitlichen und sachlichen Zusammenhang zu
eben diesen stdadtischen Sternen her, indem er selbst 30.000 kleine Abbildungen als Wahlkampf-
geschenke verwendete. Diese Instrumentalisierung jedoch steht in erheblichem Widerspruch zu
dem Neutralitidtsgebot eines OB, auch in Wahlkampfzeiten.

Zwar ist es durchaus erlaubt, mit den Erfolgen seines eigenen politischen Tuns der Vergangen-
heit zu werben. Aber dass extra Gigasterne aufgestellt werden, vermeintlich zum Europatag, die
sich dann auch noch exakt in die Werbestrategie des OB einreiht, kann schlicht kein Zufall sein,
sondern stellt ein gezieltes Nutzen der stddtischen Ressourcen fiir den Wahlkampf dar. Daran dn-
dert sich auch nichts, dass die Biirgerschaft mit den Stimmen der FPD, AFD, CDU, Biirger fiir
Stralsund als Dringlichkeitsantrag der FDP/CDU den OB , beauftragten”, anldsslich des Euro-
patages am 9. Mai ein Zeichen fiir Frieden, Freiheit und europaische Werte zu setzen. Der dortige
Beschluss spricht insoweit gerade nicht von Sternen, sondern nur von Zeichen - es erscheint
schlicht unplausibel, dass die Sterne nicht auch fiir den Wahlkampf verwendet werden sollten.

Dies ist umso problematischer angesichts der Kosten fiir das Aufstellen der Gigasterne: diese



legte das zustidndige Amt fiir stadtwirtschaftliche Dienste in der Bauhofstrafle mehrere Wochen
,lahm” (so die Aussage eines dortigen leitenden Angestellten).

Die Verkniipfung wird insoweit klarer, die Gigasterne schon vor der Wahl am 26.04.22 um 8:00
Uhr aufzustellen, nicht erst zum 09.05.22 als eigentlichen Europa-Tag. Die Gigasterne wurden
also bereits 2 Wochen nach dem Beschluss aufgestellt, um 2 Wochen vor der Wahl in der , hei-

Ben” Wahlkampfphase als Instrument des Wahlkampfes von OB Badrow verwendet zu werden.

Zusammengefasst: Erst wurden die Sterne mit immensen Kosten, unter Einsatz erheblichen stid-
tischen Personals und Ressourcen angeschafft und aufgestellt und fiir den Wahlkampf des OB
Badrow zweckentfremdet.

Dariiber hinaus problematisch ist, dass die von OB Badrow fiir seinen Wahlkampf veranstalteten
Volksfeste in engem Zusammenhang mit stadtischen Veranstaltungen stand. Es war insoweit
kein Unterschied feststellbar, ob es sich um eine Wahlkampfveranstaltung oder um eine cffentli-
che, seitens der Stadt finanzierte Veranstaltung handelt. In der fiir diesen Bereich an sich kriti-
schen Ostsee-Zeitung z.B. wurde beides parallel beworben, ohne die beiden an sich komplett un-

terschiedlichen Veranstaltungen und Ziele voneinander abzugrenzen.

Besonders fraglich war dabei z.B. bei den insgesamt 13 Stadtfesten die Verkntipfung der Eroff-
nung der Hafenanlagen auf der Schwedenschanze am 30.04.2022 mit einem Wahlkampfvolksfest.
Insoweit wurden erhebliche stddtische Ressourcen eingesetzt, um eine Veranstaltung zu bewer-
ben und durchzufiihren, die weder rdumlich, zeitlich, noch sachlich oder personell von der Wahl-
kampfveranstaltung des OB Badrow zu trennen war. Nachvollziehbar ist dann auch nicht, inwie-
weit hier tiberhaupt eine Sondernutzung erfolgen konnte fiir eine derartige Wahlkampfveranstal-
tung, oder warum es bei 13 verschiedenen Wahlkampffesten unbedingt notwendig war, Eroff-
nung der Marina und Wahlkampf auf einen Tag zu legen.

Zusammengefasst: Es stellt sich die Frage, ob die Biirger*innen noch eine Unterscheidung zwi-
schen der Stadt Stralsund und dem OB-Kandidaten Badrow herstellen konnten. Die Grofienord-
nung der sog. Volksfeste war so grofs, dass durch die teilweise offensichtliche Vermischung (Er-
offnung Hafenanlage/Strandbad) die Biirger*innen den Eindruck gewinnen mussten, dass die
sog. Volksfeste eine Aktion der Stadt Stralsund waren - tatsédchlich es sich hier jedoch um uner-
laubten Wahlkampf handelte.

II. Wahlkampfsterne, unerlaubte Spenden und Verstof3 ge-
gen das Neutralitdtsgebot

Der Einkaufpreis eines baugleichen Sternes ldsst sich tiberpriifen. Insoweit liegen die Sttickkosten
bei ca. 7-10 Euro. In Zeiten von gestorten Lieferketten diirften die Kosten sogar noch hoher sein.
Die blofien Kosten von rund 30.000 Sternen diirften bei ca. 300.000 Euro liegen.

Darin enthalten sind noch nicht die Kosten fiir Logistik, die gerade in Zeiten von Lieferengpéssen
eine massive Herausforderung fiir ein Team von wenigen Leuten um OB Badrow ohne jegliche



Erfahrung als sog. Grofflkunde im Handel gewesen sein miissen. Zunichst miissen geeignete Pro-
duzenten / Lieferanten gefunden und sorgféltig ausgewdhlt werden, da eine derartige Grofibe-
stellung schlicht nicht bei Amazon getitigt werden kann. Ein Vertrieb muss organisiert werden,
insbesondere gilt es dabei die Lieferengpasse sowie Covid- und Zoll-Regularien zu beachten, die
wiederum profundes rechtliches und logistisches Wissen voraussetzen.

Fiir derartige Bestellungen erscheint es plausibel, dass dritte Unternehmen /Agenturen als Ver-
mittler beauftragt wurden, die insoweit einen erheblichen Gewinnaufschlag iHv 20-30 % genom-
men hitten - angesichts des zeitlichen Drucks seitens des OB Badrow hétte dieser nicht gering
ausfallen diirfen. Eine solche Vermittlung seitens von Unternehmen wére dann jedoch als geld-
werte Leistungen (sog. Sachleistung) mehr als 50.000 Euro wert - und hétte unverziiglich dem
Bundestag als Aufsicht gemeldet werden miissen. Dartiber hinaus stellt sich grundsitzlich die
Frage, ob diese Spende als Spende deklariert wurde.

Problematisch ist es insbesondere dann, wenn diese Vermittlung tatsachlich von einem dritten
ausldndischen Unternehmen oder sogar einer ausldndischen Organisation vorgenommen wurde.
Als drittes ausldndisches Unternehmen kommt zum einen die XXL-Lutz-Gruppe in Betracht, zu
der OB Badrow in der Vergangenheit intensiven Kontakt pflegte und die in der Stadt Stralsund
erhebliche geschiftliche Interessen verfolgen. Zum anderen kommt ein in Stralsund anséssiges
Konfuzius-Institut in Betracht, dessen staatliche Unabhingigkeit und Tatigkeitwerden als blofies
Kulturinstitut der Volksrepublik China in den USA, Kanada, sowie nahezu allen Staaten der EU
sowie der EU-Kommission selbst angezweifelt wird.2 Eine Befangenheit bzw. Vermittlung zu
Gunsten des OB Badrow ist insoweit nicht auszuschlieflen, als dass er Mitglied und Schriftfiihrer
des hiesigen Konfuzius-Institutes ist.

Problematisch ist aber auch, dass eine derartige Vermittlung nicht zu Stande gekommen wire,
wire Herr Badrow nicht OB gewesen, und hétte er sich nicht gerade um seine Wiederwahl be-
miiht. Insoweit hétte er damit das Amt des OB genutzt, um sich einen eigenen Vorteil im Wahl-
kampf zu beschaffen. Schliefilich ware eine Vermittlung nicht erfolgt, hétte es sich nicht um einen
im Wahlkampf befindlichen OB gehandelt. Dies ist umso problematischer, als dass hiermit eine
erhebliche Beeinflussung des OB im Raum steht, die insoweit den Untreue- sowie Bestechlich-
keitstatbestand erfiillen konnte (siehe oben). Eine Dimension wird dann erreicht, als dass es sich
hierbei um ausldndische Dritte handeln kénnte. Umso wichtiger ist hier zu betonen, dass nur ma-
ximale Transparenz diesen Vorwtiirfen gerecht werden kann, verbunden mit der Bitte, die Vor-
wiirfe umgehend zu kldren.

2 Konfuzius-Institute in Bayern - "Das Wasser triiben, um die Fische zu fangen" - Miinchen - SZ.de (sueddeutsche.de);
Kommunen - Ingolstadt - Umstrittenes Konfuzius-Institut: Stadt stellt Fordergeld ein - Bayern - SZ.de (sueddeutsche.de);
Konfuzius-Institute in der Kritik | Kultur | DW | 28.10.2021; Kritik an Konfuzius-Instituten: Universitidten diirfen nicht
unter Chinas Einfluss geraten! - Wissen - Tagesspiegel; Konfuzius-Institute: Propaganda an der Uni - DER SPIEGEL,; Kri-
tik an Kooperation deutscher Hochschulen mit Pekings Konfuzius-Instituten (epochtimes.de)



https://www.sueddeutsche.de/muenchen/konfuzius-institute-in-bayern-das-wasser-trueben-um-die-fische-zu-fangen-1.4962024
https://www.sueddeutsche.de/bayern/kommunen-ingolstadt-umstrittenes-konfuzius-institut-stadt-stellt-foerdergeld-ein-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-210729-99-603510
https://www.dw.com/de/konfuzius-institute-kritik-stefan-aust-adrian-geiges-xi-jinping/a-59636041
https://www.tagesspiegel.de/wissen/kritik-an-konfuzius-instituten-universitaeten-duerfen-nicht-unter-chinas-einfluss-geraten/25558810.html
https://www.tagesspiegel.de/wissen/kritik-an-konfuzius-instituten-universitaeten-duerfen-nicht-unter-chinas-einfluss-geraten/25558810.html
https://www.spiegel.de/panorama/bildung/konfuzius-institute-propaganda-an-der-uni-a-00000000-0002-0001-0000-000174784599
https://www.epochtimes.de/politik/deutschland/kritik-an-kooperation-deutscher-hochschulen-mit-pekings-konfuzius-instituten-a3419937.html
https://www.epochtimes.de/politik/deutschland/kritik-an-kooperation-deutscher-hochschulen-mit-pekings-konfuzius-instituten-a3419937.html

III. Wahlkampfplakate

Beziiglich der Grofiflichen:® Man unterscheidet zwischen sogenannten festen Grofifldchen (also
jenen, die schon immer an der Stelle stehen und fiir alle moglichen Zwecke genutzt werden) und
mobilen Grofflichen (jene die nur zu Wahlkampfzeiten aufgestellt werden). Feste Grofiflachen

unterliegen besonderen Regularien.

Zum einen kénnen nicht alle von Parteien gebucht werden. Es muss ein Motiv zum Dienstleister
geschickt werden und dieser priift dann die Neutralitdt. Zum anderen konnen bei Mehrfachbu-

chungen Sonderkonditionen ausgehandelt werden.

Die erste Plakatlinie des OB Badrow war entsprechend neutral und keiner Partei oder einem Kan-
didaten zuzuordnen. Die Stadt Stralsund ist ebenfalls Auftraggeber von sog. festen Grofifldchen.
Es besteht der Verdacht, dass hierbei Sonderkonditionen gewidhrt wurden, die an sich nur der

Stadt gewédhrt werden miissen.

IV. Wahlkampfspenden und unlauterer Wettbewerb

Recherchen zu Folge hat der Wahlkampf der Kandidatin Rocksien-Riad ca. 100.000 EUR gekostet.
Die Kostenschdtzung des OB Badrow Wahlkampfes liegen bei dem zehn- bis fiinfzigfachen. Die
Kostenschétzung fiir die Summe tiber 1.000.000 EUR ergibt sich mE jedenfalls dann, wenn uner-
laubte Spenden bzw. verdeckte Dienstleistungen, Rabatte, Sonderkonditionen etc. miteinkalku-
liert werden, so wie nach geltendem Recht vorgesehen. Diese Summe ist unverhéltnismégig und

nicht mit anderen Wahlkdmpfen vergleichbar.

Die Problematik rechtswidriger Spenden in Form verdeckter Dienstleistungen soll am folgenden

Beispiel verdeutlicht werden:

Wenn ein Dienstleister bei der Plakatierung hilft und daftir Mitarbeitenden freistellt, sind dies
Sachleistungen, die angegeben werden miissen. In diesem Fall ist belegbar, dass Mitarbeitende
der Firma Uhlenhaus Plakate des OB Badrow gehingt haben. Gehen wir davon aus, dass 5 Mitar-
beitende tiber 3 Monate hinweg tiberwiegend Plakate gehdngt haben, konnte der geldwerte Ge-
genwert zudem die Grenze der anzeigepflichtigen Spenden von tiber 50.000 EUR gemafs § 25
Abs. 3 Satz 2 und 3 PartG tiberschritten haben.

Dies soll folgendes Beispiel verdeutlichen:*
Bruttojahresentgelt x 1,7 = Tatsdchliche Personalkosten

Beispiel: Ein Mitarbeiter verdient im Jahr 35.000 Euro. Mit dem Faktor 1,7 multipliziert ergibt die Perso-
nalkostenrechnung Personalkosten von 59.500 Euro.

3 Ein (kleines) Straen-Plakat (eine Seite) kostet von der Firma Vordermann (ist auch die Firma des OB BADROW) 3,07 €.
Ein Standort mit Doppelplakat kostet entsprechend. Die Unverhiltnisméfigkeit mit anderen Parteien war nicht zu tiber-
sehen.

4 Personalkosten berechnen: Welche Formel nutzen? (gruenderlexikon.de)




Die Personalkosten von 5 Mitarbeitenden iiber 3 Monate hitten damit einen nominalen Gegenwert von
74.375 EUR.

Dies ist insoweit auch ein wettbewerbsrechtliches Problem. Uhlenhaus wird tiber cffentliche Mit-
tel co-finanziert, zweckgebunden fiir ihren Tatigkeitsbereich, eine Verwendung fiir den Wahl-
kampf ist nicht vorgesehen. Mit diesen Mitteln zusitzlich auf dem Markt fiir Werbeplakate auf-
zutreten, mit Auftrag des OB Badrow und damit direkten Kontakt, stellt an sich schon einen Ver-

stof3 gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) dar.

V. Zusammenfassung

Es besteht der dringende Verdacht, dass stddtische Ressourcen fiir die Wahl zweckentfremdet
wurden, unerlaubte Teilspenden bzw. nicht deklarierte Spenden angenommen wurden, und da-
mit gegen das Neutralitdtsgebot sowie gegen die ordnungsgeméfien Grundsitze demokratischer
Wahlen verstofien wurde. Dartiber hinaus bestehen sogar strafrechtliche Vorwiirfe gegen eine

Vielzahl an Personen.

Als Biirger der Hansestadt Stralsund hoffe ich um eine ztigige Aufkldrung der Verdachtsmo-
mente seitens des Wabhlleiters sowie des Wahlausschusses. Insbesondere bitte Ich um eigene Er-
mittlungen des Wahlleiters / des Wahlausschusses, die von mir selbst als einfacher Biirger
schlicht nicht getédtigt werden konnen, in der Vergangenheit trotz kritischer Nachfragen von Me-
dien wie der O.Z. gleichwohl unterblieben sind.> Gleichzeitig m&chte ich meine Hoffnung beto-
nen, dass alle Bedenken liickenlos aufgerdumt werden kénnen, so dass die Hansestadt Stralsund
in Zukunft tatséchlich als ,Stadt der Sterne” gilt.

Ich bedanke mich im Voraus fiir die Informationen und freue mich auf ihre Antwort.
Mit freundlichen Griifsen,

Jan Winterhalter

§ 35 LKWG M-V - Einspriiche gegen die Giiltigkeit der Wahl

(1) Gegen die Giiltigkeit der Wahl kénnen alle Wahlberechtigten des Wahlgebietes innerhalb von zwei Wo-
chen nach der Bekanntmachung des Wahlergebnisses, bei einer Stichwahl des endgiiltigen Wahlergebnisses,
Einspruch erheben.

§ 36 LKWG M-V - Zustindigkeit, Beteiligte, Mitwirkung im Wahlpriifungsverfahren

(1) Uber Einspriiche gegen die Giiltigkeit der Wahl entscheidet bei Landtagswahlen der Landtag nach Prii-
fung durch einen hierfiir bestellten Ausschuss. Bei allen Kommunalwahlen entscheidet die Vertretung. Sie

5 Kampf ums Stralsunder Rathaus: Interview zur OB-Wahl in Stralsund (ostsee-zeitung.de)



kann die Vorbereitung ihrer Entscheidung auf einen Wahlpriifungsausschuss tibertragen. In den Kommu-
nen kénnen die gewdhlten Vertreterinnen und Vertreter bereits vor der Konstituierung der Vertretung ei-
nen Wahlpriifungsausschuss wihlen oder tiber Einspriiche entscheiden.

(2) Beteiligte im Wahlpriifungsverfahren sind
1. 1
die Person, die den Einspruch eingelegt hat,
2. 2
die Person, deren Wahl gepriift wird,
3. 3.
die Vertrauenspersonen der in Nummer 2 Genannten,
4. 4.
bei einem Einspruch gegen die Landtagswahl zusdtzlich
0. a)
die Priisidentin oder der Prisident des Landtages,
1. b
das Innenministerium,
2. ¢
die Landeswahlleitung,
3. d)
eine Vertretungsperson der Fraktion der oder des Abgeordneten, deren oder dessen Wahl gepriift wird.

Alle Beteiligten sind zu den Verhandlungsterminen des Wahlpriifungsausschusses zu laden. Sie haben vor
der Sitzung das Recht auf Einsichtnahme in die Priifungsunterlagen am Sitz des Wahlpriifungsausschus-
ses und in der Sitzung das Antragsrecht.

(3) Von der Beratung tiber das Ergebnis der Priifung und von der Beschlussfassung im Wahlpriifungsver-
fahren sind die Beteiligten nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 ausgeschlossen; bei Kommunalwahlen ist § 24
der Kommunalverfassung nicht anwendbar. Wenn in einem Wahlpriifungsverfahren aus dem gleichen
Grund die Wahl von so vielen Personen zu priifen ist, wie erforderlich wiren, um eine Fraktion zu bilden,
gilt im Landtag Satz 1 nicht. Bei Kommunalwahlen tritt in diesem Fall die Rechtsaufsichtsbehérde an die
Stelle der Vertretung.

§ 2 LKWG M-V - Wahlgrundsiitze, Wahlperiode, Anfechtung
(1) Die Wahlen sind allgemein, unmittelbar, frei, gleich und geheim.
§ 39 LKWG M-V - Kommunaler Wahlpriifungsausschuss

(1) Der kommunale Wahlpriifungsausschuss priift, OB Badrow der Einspruch form- und fristgerecht ein-
gelegt ist und klirt den Sachverhalt soweit auf, dass die Vertretung iiber den Einspruch moglichst nach ei-
nem einzigen Verhandlungstermin Beschluss fassen kann.

(2) Die Wahlleitung legt dem Wahlpriifungsausschuss zu jedem Einspruch die vorhandenen Unterlagen
und eine Stellungnahme vor.

(3) Fiir den kommunalen Wahlpriifungsausschuss ist § 37 Absatz 3 Satz 2 und 3 und Absatz 4 entspre-
chend anwendbar.
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Sprechzeiten

Einspruch des Jan Winterhalter vom 21.05.2022 gegen die Giiltigkeit der OB-Wahl vom
08.5.2022; Ergebnis der Vorpriifung durch die Wahlleitung

Die Vorpriufung des Wahleinspruches von Herrn Winterhalter durch die Wahlleitung hat zu.
folgendem Ergebnis gefihrt:

Der Wahleinspruch ist zulassig. Der Einspruchsfiihrer war fir die Oberblrgermeisterwahl am
08.05.2022 wahlberechtigt. Demgemaf war er im Wahlerverzeichnis eingetragen. Dies hat die
= Wahlleitung gepruft und mit Vermerk vom 30.05.2022 aktenkundig gemacht.

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Gemeindewahlleiter eingegangen. Der Eingang
erfolgte sowohl per Mail als auch schriftlich. Das insofern maRRgebende Einspruchsschreiben
ging am 25.05.2022 ein. Das Wahlergebnis war im Amtsblatt Nr. 5 vom 14.05.2022 bekannt
gemacht worden. Somit ist der Wahleinspruch, wie von § 35 Abs. 1 Satz 1 LKWG M-V
gefordert, innerhalb von zwei Wochen nach der Bekanntmachung des Wahlergebnisses
erhoben worden. Der Wahleinspruch enthalt zehn Seiten Begriindung.

Der Einspruch ist jedoch unbegriindet.
Dem Einspruchsschreiben sind folgende Vorwlirfe zu entnehmen:

Sonderkonditionen der Firma Stréer fur Plakatflachen

Wahlkampffinanzierung mit unzulassigen Mitteln

unklare Herkunft von Wahlkampf-Spenden

Vereinnahmung von Wahlkampf-Spenden nicht im Einklang mit dem

Parteiengesetz

unzuldssige Entgegennahme von Dienstleistungen Dritter als geldwerte Vorteile

Vorwurf der Untreue und Bestechlichkeit

Anschaffung und Verwendung der groRen Sterne (Weihnachtsbeleuchtung) zu

Wahlkampfzwecken

Wahlwerbung mit stadtischem Slogan ,Stadt der Sterne*

Aufstellen der Gigasterne am Europatag aus Grinden der Wahlwerbung

0. Ausnutzung des Amtes als Oberblrgermeister bei der Beschaffung der
~Wahlkampfsterne*

11. Verstol gegen das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb

Noo hwb=
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12. ,Wahlkampf-Volksfeste* in Verbindung mit stadtischen Veranstaltungen,
insbesondere Eréffnung Hafenanlage Schwedenschanze und Strandbad

13. Werbung in der Ostsee-Zeitung fiur ,Wahlkampf-Volksfeste” und stadtische
Veranstaltungen ohne Abgrenzung

14. Nichterhebung von Sondernutzungsgebuhren fur ,Wahlkampf-Volksfeste*

Bei der Prufung des Wahleinspruches ist der Erlass des Innenministeriums vom 04.04.2022 zu
beachten. Danach muss jeder Wahleinspruch einen konkreten, unmissversténdlichen und
hinreichend substantiierten Tatbestand enthalten, aus dem sich schlissig entnehmen lasst,
welche konkreten Sachverhalte bei der Wahl nach Auffassung der Einspruchsfihrerin oder des
Einspruchsfuhrers gegen Wahlrechtsvorschriften verstoen, und der die Nachprifung der
rechtserheblichen Tatsachen zuldsst. Die Behauptung, dass ein Wahlfehler passieren konnte,
reicht nicht aus; es muss vielmehr dargelegt werden, dass er sich ereignet hat. Mit dem
Einspruch sind also die tatsdchlichen Umstinde eines (méglichen) schwerwiegenden
Wahlmangels vorzutragen und dessen (mdgliche) Erheblichkeit fur den Ausgang der Wanhl
darzulegen; blofle Andeutungen der Méoglichkeit von Wahlfehlern oder nicht belegte
Vermutungen genigen nicht.

Die Vorwurfe Nr. 1. — 11. sind offensichtlich unsubstantiiert. Sie erflllen nicht die nach dem v. g.
Erlass des Innenministeriums vom 04.04.2022 an einen Wahleinspruch zu stellenden
Anforderungen, wonach dargelegt werden muss, dass konkrete Sachverhalte, die nach
Auffassung des Einspruchsfihrers gegen Wahlrechtsvorschriften verstoRen, sich tatséchlich
ereignet haben. Das ist vorliegend nicht der Fall. Vielmehr fihrt der Einspruchsfihrer lediglich
aus, dass bestimmte Ablaufe méglich sind oder von ihm fur wahrscheinlich gehalten werden.
Zum Teil werden auch reine Spekulationen ohne einen konkreten Anhaltspunkt angestellt
(Vorwirfe zu Nr. 10. und 11.) .

Die verwendeten Formulierungen wie ,Es besteht der dringende Verdacht...“, ,Es wird
vermutet...“ auf Seite 1 des Einspruchs, ,Fur derartige Bestellungen erscheint es plausibel,
dass...“ und , ...dass es sich hierbei um auslandische Dritte handeln kénnte." auf Seite 7 des
Einspruchs, ,Gehen wir davon aus, dass...,kénnte der geldwerte Gegenwert die Grenze der
anzeigepflichtigen Spenden von 50.000 € gemal § 25 Abs. 3 Satz 2 und 3 PartG Uberschritten
haben.” auf Seite 8 des Einspruchs machen dies ebenfalls deutlich.

Bei den Vorwirfen zu Nr. 7., 8. und 9. wird zwar jeweils ein Tatbestand behauptet, jedoch wird
dieser nicht durch tatsachliche Umstande belegt. So behauptet der Einspruchsfiihrer auf Seite 5
des Einspruchs, die grofen Sterne, die in der Vorweihnachts- und Coronazeit von der Stadt im
Stadtgebiet aufgestellt worden waren, seien ,massiv fur den Wahlkampf des OB Dr. Badrow
verwendet worden® (Nr. 7.). Wie das geschehen sein soll, wird jedoch nicht plausibel dargelegt.
Es wird lediglich vorgetragen, dass die groRen Sterne gezielt in die Strategie von OB Dr.
Badrow eingeplant worden seien. So habe OB Dr. Badrow mit dem stadtischen Slogan ,Stadt
der Sterne* geworben; zudem habe er einen engen zeitlichen und sachlichen Zusammenhang
zu den stadtischen Sternen hergestellt, indem er selbst 30.000 kleine Abbildungen als
Wahlkampfgeschenke verwendet habe. Wie und wo Dr. Badrow mit dem Slogan ,Stadt der
Sterne* geworben haben soll, wird aber nicht mitgeteilt. Eine solche Wahlwerbung ist ansonsten
nicht ersichtlich, denn der Slogan ist weder auf den Wahlplakaten von Dr. Badrow oder in den
von ihm geschalteten Zeitungsanzeigen zu sehen, noch sind entsprechende AuRerungen von
ihm bekannt. Im Ubrigen erschlieRt sich auch nicht unbedingt, wie der véllig neutrale Slogan
,Stadt der Sterne” fur OB Dr. Badrow werben sollte. .

Auch wird durch die Ausfihrungen des Einspruchsfiihrers nicht plausibel, was an der Verteilung
der kleinen ,Wahlkampfsterne* verwerflich sein sollte im Hinblick auf einen schwerwiegenden
Wahimangel. Die kleinen ,Wahlkampfsterne“ waren keine Nachbildungen der groflien
Weihnachtssterne, sondern véllig eigenstandig. Dass durch die kleinen ,\Wahlkampfsterne® eine
gewisse Assoziation zu den grof3en Sternen hergestellt werden kann, fallt klar in die Kategorie
eines Hinweises auf Erfolge des eigenen politischen Tuns der Vergangenheit, zu dem auch der
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Einspruchsfiihrer selbst erklart, es sei durchaus erlaubt, mit eigenen Erfolgen zu werben (S. 5
des Einspruchs, letzter Absatz). Insoweit gilt fir die groken Sterne nichts Anderes als fir jede
andere dienstliche Leistung, die auf der Initiative von OB Dr. Badrow beruht.

Bei den sog. Gigasternen, die zum Europatag am 09.05.2022 auf dem blau beleuchteten Alten
Markt in Stralsund aufgestellt wurden, handelt es sich um 9 Sterne aus dem Bestand der
eingelagerten Weihnachtssterne, die fir diesen Anlass zu einem neuen Muster
zusammengesetzt worden waren. Dass der Einspruchsfiihrer nun meint, es kénne doch kein
Zufall sein, dass diese Sterne sich exakt in die Werbestrategie von OB Dr. Badrow einreihen
wlrden, oder mit anderen Worten, es misse ein Gesamtplan dahinterstehen, ist sehr weit
hergeholt und durch nichts belegt. Dass die Gigasterne als Teil der Lichtinstallation auf dem
Alten Markt gut zum Europatag passen, wurde bisher von niemandem bezweifelt. Dagegen ist
ein Zusammenhang zur OB-Wahl nicht zu ersehen. Der Vorwurf Nr. 9. ist daher ebenfalls als
unsubstantiiert zurlickzuweisen.

Zu den Vorwirfen Nr. 12. — 14. sind verwaltungsinterne Ermittlungen angestellt worden.
Nachfragen bei den jeweils zustandigen Fachabteilungen der Stadtverwaltung haben zu
folgenden Ergebnissen geflhrt:

Die Leiterin des Amtes fur Kultur, Welterbe und Medien, Frau Steffi Behrendt, hat mitgeteilt,
dass gleichzeitig und in raumlicher Nahe zu den ,Wahlkampf-Volksfesten“ keine stadtischen
Veranstaltungen stattgefunden haben. Die Veranstaltung im Strandbad am 29.04.2022 war ein
,Wahlkampf-Volksfest‘. Die Eréffnung der Hafenanlage Schwedenschanze am 30.04.2022 war
eine Feier des privaten Investors und wurde auf privatem Grund durchgefuhrt. Der Vorwurf Nr.
12., dass ,Wahlkampf-Volksfeste“ eng mit stadtischen Veranstaltungen verknipft gewesen
seien, trifft daher nicht zu.

Herr Peter Koslik von der Abteilung Protokoll und Presse hat mitgeteilt, dass nach Durchsicht
der Ostsee-Zeitung, Ausgabe Stralsund und der Zeitung am Strelasund festzustellen ist, dass
keine parallele Werbung fur die ,Wahlkampf-Volksfeste® der CDU und stadtische
Veranstaltungen stattgefunden hat. Méglicherweise unterlag der Einspruchsfihrer auch
insoweit dem Irrtum, dass er die private Feier des Investors zur Eréffnung der Hafenanlage
Schwedenschanze flr eine stadtische Veranstaltung gehalten hat. Der Vorwurf Nr. 13. trifft
ebenfalls nicht zu.

Auf eine Anfrage zu méglichen Pflichten zur Zahlung von Sondernutzungsgeblhren hat der
Leiter der Abteilung StraBen und Verkehrslenkung, Herr Stephan Bogusch, Folgendes
mitgeteilt: ,Offentliche Flachen, fur die eine Sondernutzung beantragt und genehmigt wurde,
waren der Alte Markt, der Busbahnhof Frankenwall, die Promenade in Grunhufe und der
Trelleborger Platz. Eine Pflicht zur Bezahlung von Sondernutzungsgebiihren bestand nach der
Ergdnzung zum Erlass des Wirtschaftsministeriums im Einvernehmen mit dem Innenminister
Uber Plakat und Lautsprecherwerbung aus Anlass von Wahlen in Mecklenburg-Vorpommern
vom 17. August 1994 nicht. Darin ist die sog. heile Wahlkampfphase in der Regel auf sechs
Wochen vor der Wahl veranschlagt. Es wird darauf hingewiesen, dass die Erlaubnis zur
Sondernutzung in dieser Zeit nicht von der Zahlung einer Gebuhr abhangig gemacht werden
darf. Das findet hier Anwendung auch auf Infostande zur Wahl und Wahlveranstaltungen. Auch
in den vergangenen Jahren und bei einer Wahlkampfveranstaltung eines anderen Bewerbers
zur diesjahrigen Wahl des Oberbilrgermeisters wurden dementsprechend ebenfalls keine
Gebuhren erhoben.*

Demnach ist Folgendes festzuhalten: Eine Sondernutzung kommt nur in Betracht, soweit
6ffentliche StralRen, Wege und Platze bzw. Grinanlagen genutzt werden. Die ,Wahlkampf-
Volksfeste” fanden nur teilweise auf Flachen mit einer Pflicht zur Beantragung von
Sondernutzungsgenehmigungen statt, namlich auf den von Herrn Bogusch angegebenen
Flachen. Das Strandbad sowie die fur ,Wahlkampf-Volksfeste* genutzten nicht &ffentlichen
Flachen unterliegen nicht der Pflicht zur Beantragung von Sondernutzungsgenehmigungen.
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Nach dem von Herrn Bogusch in Bezug genommenen Erlass des Wirtschaftsministeriums vom
17. August 1994 war es nicht nur rechtsfehlerfrei, sondern sogar rechtlich geboten, dass fur die
~Wahlkampf-Volksfeste” keine Sondernutzungsgebiihren erhoben wurden. Denn der Erlass
bezieht sich nicht nur auf Wahlwerbung mit Lautsprechern und Plakaten, sondern stellt dartber
hinaus klar, dass auch Uber das notwendige und angemessene MalR} hinausgehende
Wahlwerbung der verfassungsrechtlichen Privilegierung nach Art. 21 GG und der -Meinungs-
und Informationsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 GG unterliegt und das Verbot zur Erhebung von
Sondernutzungsgebuhren fur alle Formen von Wahlwerbung gilt.

Zusammenfassend sind die Vorwiirfe, auf die der Einspruchsfuhrer seinen Einspruch gegen die
Glltigkeit der Oberblrgermeisterwahl vom 08.05.2022 stitzt, entweder unsubstantiiert oder
sachlich unzutreffend. UnregelmaRigkeiten, die das Wahlergebnis beeinflusst haben kénnten,
sind somit nicht festzustellen.
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Klaus Ga%oehns ,,
Gemeindewahlleiter

Seite 4 von 4



	Sitzungsdokumente
	Öffentliche Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  4.1 Entscheidung Wahleinspruch
	Vorlage  B 0041/2022
	Anlage 1 Einspruch Winterhalter  B 0041/2022
	Anlage 2 Ergebnis Vorprüfung  B 0041/2022



